
 

 

 

 

 

 

 

 

 

POLICY BRIEF (11/2019)  

Ist das Klimapaket noch zu retten? 
Vorschläge zur Nachbesserung ökonomischer Instrumente im Klimapaket 

Die im Klimapaket verabschiedeten Instrumente zur Reduzierung der Emissionen werden 
nicht ausreichen, um die nationalen Klimaziele zu erreichen. Einige der beschlossenen 
Instrumente setzen sogar Anreize für umweltschädliches Verhalten, erschweren den 
Klimaschutz oder könnten die soziale Ungleichheit verstärken. Um dies zu verhindern, 
müssen die Gesetzentwürfe dringend überarbeitet werden.  

In diesem Papier werden folgende ökonomische Instrumente analysiert und 
Nachbesserungen vorgeschlagen: das nationale Emissionshandelssystem, die 
Entfernungspauschale, die Kfz-Steuer, das Dienstwagenprivileg, die Luftverkehrsteuer 
sowie die Steuerermäßigung für energetische Gebäudesanierungen. 
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Zur Erreichung der nationalen Klimaziele hat die Bundes-
regierung im Oktober 2019 ein Klimapaket mit verschie-
denen Maßnahmen zur Reduzierung der nationalen 
Treibhausgasemissionen beschlossen. 

Das Paket beinhaltet mehrere ökonomische Instrumen-
te. Insbesondere wurde die Einführung eines nationalen 
Emissionshandelssystems in den Sektoren Wärme und 
Verkehr beschlossen. Bürger*innen und Wirtschaft sollen 
durch Senkung der Stromkosten und Änderung der Ent-
fernungspauschale für Pendelnde, des Wohngelds und 
der Transferzahlungen für die Kosten der CO2-
Bepreisung finanziell entlastet werden.  

Im Verkehrssektor ist unter anderem geplant, die Luftver-
kehrsteuer zu erhöhen, die Mehrwertsteuer auf Fern-
zugtickets zu senken, die Kfz-Steuer stärker an den CO2-
Emissionen auszurichten und die Dienstwagensteuer für 
Elektrofahrzeuge zu senken. 

Die vorgeschlagenen Instrumente reichen jedoch nicht 
aus, um die nationalen Klimaziele zu erreichen. 1 Im 
Gegenteil – einige der Instrumente könnten sogar Anreize 
für umweltschädliches Verhalten setzen oder soziale 
Ungleichheiten verursachen.  

Dieser Policy Brief nimmt sechs ökonomische Instru-
mente des Klimapakets genauer unter die Lupe: das nati-
onale Emissionshandelssystem, die Entfernungspauscha-
le, die Reform der Kfz-Steuer, die Erweiterung des 
Dienstwagenprivilegs, die Luftverkehrsteuer sowie die 
Steuerermäßigung für energetische Gebäudesanierun-
gen. Dabei werden wichtige Kritikpunkte und Verbesse-
rungspotentiale aufgezeigt.  

Werden die Potentiale genutzt, könnte das Klimapaket 
eine verbesserte umweltpolitische Wirksamkeit erzielen 
und seine soziale Schieflage könnte beseitigt werden. Die 
vorgeschlagenen Reformen würden umweltschädliche 
Subventionen abbauen und teilweise zu zusätzlichen 
Staatseinnahmen führen, die für den sozialen Ausgleich 
oder weitere Klimaschutzinvestitionen verwendet werden 
können.  

Während der Fokus dieses Briefs auf den ökonomischen 
Instrumenten des Klimapakets liegt, besteht auch an 
anderen Stellen großer Nachbesserungsbedarf. Insbe-
sondere muss der Ausbau der erneuerbaren Energien 
gesichert werden sowie die Emissionseinsparungen des 
Kohleausstiegs durch Herausnahme von Zertifikaten aus 
dem ETS gesichert werden (siehe z.B. MCC/PIK (2019b)). 
Zudem sollte die pauschale Mindestabstandsregelung für 
Windenergie verhindert werden, da diese die für Wind-
kraftanlagen verfügbaren Flächen in Deutschland massiv 
reduzieren würde (UBA 2019a).  

                                                                                       
1  Der genaue Umfang der absehbaren Einsparungen ist noch nicht 

bekannt, aber ein Abgleich mit den Szenarien des Projektionsbe-

richts (Bundesregierung 2017) und den dort vorgesehenen Maß-

nahmen lässt diese Schlussfolgerung zu. 

AUF EINEN BLICK:  

WIE SOLLTEN DIE ÖKONOMISCHEN ANREIZE 

DES KLIMAPAKETS MINDESTENS 

NACHGEBESSERT WERDEN? 

 Höherer Einstiegspreis beim nationalen 
Emissionshandelssystem für Brennstof-
femissionen in den Sektoren Wärme und 
Verkehr  

 Einheitliches Mobilitätsgeld je Entfer-
nungskilometer als Entlastung von der 
Steuerschuld statt Erhöhung der Pendler-
pauschale 

 Technologieneutrale Spreizung der 
Dienstwagensteuer nach CO2-Emissionen  

 Keine Deckelung der Einnahmen aus Luft-
verkehrsteuern und dem EU-Emissions-
handel im Luftverkehrssektor  

 Gleiche technische Qualitätsanforderun-
gen bei Steuerermäßigungen für energeti-
sche Gebäudesanierungen wie im KfW-
Förderrahmen 

WELCHE ÄNDERUNGEN SIND DARÜBER HINAUS 

EIGENTLICH NOTWENDIG? 

 Stabilisierung eines CO2-Preises mit Len-
kungswirkung, welcher auf europäischer 
Ebene ausgeweitet werden kann 

 Abschaffen der Entfernungspauschale und 
Ersatz durch Härtefallregelung 

 Policy-Mix aus jährlicher Fahrzeugsteuer 
und einmaliger Zulassungssteuer oder ei-
nem Bonus-Malus-System  

 Steuerneutralität zwischen Dienstwagen 
und privaten Pkw  

 Abbau umweltschädlicher Subventionen im 
Luftverkehr  
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1 Nationales Emissionshandelssystem schafft keinen relevanten CO2-Preis

GESETZENTWURF 

Ab dem Jahr 2021 soll ein nationales Emissionshandels-
system für Brennstoffemissionen in den Sektoren 
Wärme und Verkehr, welche bisher nicht im EU-
Emissionshandel integriert sind, eingeführt werden.  

Der Festpreis der Emissionszertifikate soll zunächst zehn 
Euro pro Tonne CO2 betragen. Bis zum Jahr 2022 soll er 
auf 20 Euro und bis 2025 auf 35 Euro ansteigen. Ab dem 
Jahr 2026 ergibt sich der Zertifikatspreis per Auktionie-
rung. Jedoch werden ein Mindestpreis von 35 Euro pro 
Emissionszertifikat und ein Höchstpreis von 60 Euro fest-
gelegt (Bundesregierung 2019a). 

Um die durch die CO2-Bepreisung steigenden Kosten 
abzufedern, soll die EEG-Umlage schrittweise gesenkt 
werden. Im Jahr 2021 soll diese um 0,25 Cent pro Kilo-
wattstunde (kWh) sinken, 2022 um 0,5 Cent und 2023 
um 0,625 Cent (Bundesregierung 2019b). 

 

KRITIK 

- Die erwartete Lenkungswirkung dieser Zertifi-
katspreise ist gering – zu gering, um tatsächlich 
relevante CO2-Emissionsminderungen zu bewir-
ken und die angestrebten Klimaziele zu errei-
chen (DIW 2019a). Dies ist besonders relevant, 
da keine Obergrenze an verfügbaren Emissi-
onszertifikaten vorgesehen ist. Damit verpufft 
die Wirkung des Emissionshandelssystems und 
es wird keine Begrenzung der CO2-Emissionen 
in den Sektoren Verkehr und Wärme sicherge-
stellt.  

- Da die Entwicklung des CO2-Preises nach 2026 
noch ungewiss ist, fehlt zudem langfristige Pla-
nungs- und Investitionssicherheit. Dadurch 
wird der CO2-Preis wenig Anreize für Investitio-
nen in emissionsärmere Technologien schaffen 
(MCC/PIK 2019b). 

- Der Entwurf des nationalen Emissionshandels ist 
zudem mit hohen finanzverfassungsrechtli-
chen Risiken verbunden. Grund dafür ist die 
Tatsache, dass zumindest bis 2025 keine Ober-
grenze an verfügbaren Zertifikaten geplant ist, 
sondern ein Fixpreis für Emissionszertifikate 
festgelegt werden soll. Es ist daher zweifelhaft, 
ob das geplante System finanzverfassungsrecht-
lich als Emissionshandel eingeordnet werden 
kann. Es handelt sich in der geplanten Form 
vielmehr um eine steuerliche Belastung 
(Klinski/Keimeyer 2019a).  

- Eine Studie von Mercator Research Institute on 
Global Commons and Climate Change (MCC) 
und Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung 
e.V. (PIK) zeigt, dass generell Haushalte mit ge-
ringem und mittleren Einkommen am stärks-
ten von einem CO2-Preis belastet werden. 
Auch die im Klimapaket vorgesehenen Kompen-
sationsmaßnahmen können den Einkommens-
verlust nur geringfügig korrigieren. Haushalte 
mit hohem Einkommen werden prozentual we-
niger stark belastet als die Mittelschicht 
(MCC/PIK 2019b). 

 

Abbildung 1:  Preispfad der CO2-Bepreisung in den 
Nicht-ETS-Sektoren 

 
Quelle: (MCC/PIK 2019b) 

 

VERBESSERUNGSPOTENTIALE 

+ Damit CO2-Preise zu relevanten Emissionsre-
duktionen führen, müssen diese ein stärkeres 
Preissignal senden. MCC/PIK (2019a) schlagen 
beispielsweise einen Einstiegspreis von 50 Euro 
pro Tonne CO2 im Jahr 2020 im Verkehr- und 
Wärmesektor mit anschließender deutlicher 
Steigerung vor (siehe Abbildung 1). 

+ Wie eine Analyse des (FÖS 2019a) zeigt wäre die 
Einführung einer CO2-Steuer generell einem 
Emissionshandel im Verkehr- und Wärmesek-
tor vorzuziehen. Insbesondere da der ange-
dachte Emissionshandel ohne Obergrenze an 
verfügbaren Emissionszertifikaten nicht den 
Vorteil einer Mengensteuerung beinhaltet, wäre 
eine Steuer u. a. aufgrund des deutlich geringe-
ren administrativen Aufwandes die geeignetere 
und verfassungsrechtlich sicherere Variante. 

+ Für eine sozial gerechte Entlastung für die durch 
den CO2-Preis gesteigerten Kosten, wäre anstel-
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le des Absenkens der EEG-Umlage eine 
Klimaprämie möglich. Das Senken der EEG-
Beiträge könnte sogar Anreize für Strommehr-
verbrauch setzen und somit eine gegenteilige 
Wirkung haben (DIW 2019). Eine pauschale 
Rückerstattung von Mehrkosten durch eine 
Klimaprämie pro Kopf würde Familien und 

Haushalte mit geringen Einkommen begünsti-
gen. Wer wenig verbraucht, müsste wenig zahlen 
und bekäme einen Betrag zurückgezahlt, der die 
Mehrkosten durch die CO2-Bepreisung über-
steigt (DIW 2019b; FÖS 2019b; Hans Böckler 
Stiftung 2019). 

2 Entfernungspauschale schafft falsche Anreize

GESETZENTWURF 

Eine Änderung in §9 Ab. 1 Nr. 4 des Einkommensteuerge-
setzes (EStG) soll verhindern, dass Pendelnde übermäßig 
von den erhöhten Brennstoffkosten belastet werden. 
Dazu ist geplant die Entfernungspauschale, mit welcher 
Wegekosten zwischen Wohn- und Arbeitsstätte als Wer-
bungskosten von der Einkommensteuer abgesetzt wer-
den können, ab dem 21. Kilometer des Arbeitsweges um 5 
Cent auf 35 Cent pro Kilometer zu erhöhen. Bis zum 20. 
Kilometer können weiterhin pauschal 30 Cent pro Kilo-
meter steuerlich geltend gemacht werden. 

Zusätzlich soll für Geringverdienende, welche unter den 
Grundfreibetrag von 9.400 Euro fallen und daher keine 
Einkommenssteuer zahlen, eine Mobilitätsprämie (§100 
Abschnitt XIII EStG) eingeführt werden. Diese soll ab dem 
21. Kilometer 4,9 Cent pro Kilometer betragen. Die Höhe 
der Prämie entspricht der Höhe der Pauschale, die eine 
Person in der ersten Steuertarifzone (14 %) bekommen 
würde. Begrenzt sind beide Instrumente auf den Zeitraum 
vom 1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2026 (Bundes-
regierung 2019c). 

 

KRITIK 

- Die Entfernungspauschale ist eine umwelt-
schädliche Subvention mit einem Umfang von 
etwa 5,1 Mrd. Euro pro Jahr (UBA 2016). Sie wirkt 
der angestrebten Lenkungswirkung des CO2-
Preises entgegen, da sie Anreize für längere Ar-
beitswege und stärkere Zersiedelung setzt.  

- Generell profitieren höhere Einkommensschich-
ten am stärksten von der Steuererleichterung. 
Die Einkommenshöhe korreliert positiv mit der 
durchschnittliche Pendeldistanz (Jacob u. a. 
2016). Pendelnde mit mittleren oder niedrigen 
Einkommen profitieren daher weniger von der 
Entfernungspauschale (siehe Abbildung 2). 

Die Mobilitätsprämie soll die Neuregelung sozial 
gerechter gestalten. Jedoch können nur diejeni-
gen, die weniger als 9.400 Euro im Jahr verdie-
nen von dieser profitieren. Laut Bundesfinanz-
ministerium betrifft dies etwa 200.000 bis 
250.000 Personen (WDR 2019). 

 

Abbildung 2:  Belastung von Pkw-Pendlern 
(Euro/Jahr) durch CO2-Preis mit 
Erhöhung der Pendlerpauschale 

 
Quelle: MCC/PIK (2019a) 

 

VERBESSERUNGSPOTENTIALE 

+ Um die Maßnahme sozial gerechter auszuge-
stalten könnte anstelle der Erhöhung und der 
Einführung einer Mobilitätsprämie die Entfer-
nungspauschale strukturell überarbeitet werden. 
Statt einer an den Steuersatz gebundenen Pau-
schale könnte ein einheitliches Mobilitätsgeld 
je Entfernungskilometer eingeführt werden, 
welches als Entlastungsbetrag von der Steuer-
schuld abgezogen wird (DIW 2019). Der zu zah-
lende Steuerbetrag würde sich so für alle Haus-
halte um den gleichen Betrag pro Kilometer Ar-
beitsweg mindern und wäre nicht wie die Entfer-
nungspauschale vom individuellen Steuersatz, 
und damit der Einkommenshöhe, abhängig. 

+ Da die Entfernungspauschale eine umwelt-
schädliche Subvention darstellt, sollte sie nicht 
weiter ausgeweitet, sondern abgeschafft wer-
den. Um zu verhindern, dass der CO2-Preis ins-
besondere Pendler*innen mit niedrigen Ein-
kommen überdimensional belastet, könnte eine 
Härtefallregelung eingeführt werden, in der 
Wegekosten als außergewöhnliche Belastung 
bei der Einkommenssteuer berücksichtigt wer-
den (siehe z.B. Jacob u. a.( 2016)). 
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3 Reform der Kfz-Steuer bringt kaum etwas

GESETZENTWURF 

Die Bundesregierung plant die Kraftfahrzeugsteuer (Kfz-
Steuer) stärker an den CO2-Emissionen auszurichten, 
um den Kauf von emissionsärmeren Neuwagen attrakti-
ver zu gestalten. Dazu soll das Kraftfahrzeugsteuergesetz 
(KraftStG) reformiert werden. Für Neuzulassungen ab 
dem 1. Januar 2021 wird die Bemessungsgrundlage der 
Steuer hauptsächlich auf CO2-Prüfwerte pro Kilometer 
bezogen und oberhalb von 95 g CO2 pro Kilometer in 
zwei Emissionsstufen erhöht (Bundesregierung 2019b). 

 

KRITIK 

- Insgesamt ist das Niveau der Zulassungs- bzw. Be-
sitzsteuern für Pkw in Deutschland im europäi-
schen Vergleich sehr niedrig (siehe Abbildung 3) 
(DIW 2018). Um eine nennenswerte Lenkungswir-
kung erzielen zu können, müsste das Ausgangsni-
veau der Kfz-Steuer auf ein Mehrfaches des heu-
tigen Niveaus erhöht werden. 

VERBESSERUNGSPOTENTIALE 

+ Ähnlich wie in den Niederlanden wäre auch in 
Deutschland ein Policy-Mix aus jährlicher 
Fahrzeugsteuer und einmaliger Zulassungs-
steuer oder einem Bonus-Malus-System 
denkbar, um die ökologische Lenkungswirkung 
der Fahrzeugbesteuerung zu erhöhen (siehe z.B. 
Agora Verkehrswende 2019). Eine einmalige Zu-
lassungssteuer könnte als klares Preissignal eine 
deutlich stärkere Lenkungswirkung entfalten als 
die bisher existierende Kfz-Steuer.  

+ Zudem sollte bei der Kfz-Steuer die Pkw-Größe 
und das Gewicht berücksichtigt werden, um 
den Kauf kleinerer Autos zu fördern. Generell 
eignet sich die Kfz-Steuer aufgrund der Regel-
mäßigkeit und Planbarkeit besser für fiskalische 
als ökologische Zwecke. 

Abbildung 3: Abgaben auf Personenkraftwagen in europäischen Ländern 

 
Quelle: DIW( 2018)  
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4 Dienstwagenprivileg muss grundsätzlich überarbeitet werden

GESETZENTWURF 

Wird ein Dienstwagen auch privat genutzt, ist dieser 
geldwerte Vorteil als Einkommen zu versteuern. Der Vor-
teil kann pauschal mit monatlich 1 % des Listenpreises 
berechnet werden. Im letzten Jahr wurde diese Bemes-
sungsgrundlage für Elektro- und Plug-in Hybrid-
Fahrzeuge halbiert. Die Bundesregierung plant diese 
Sonderregelung in § 6 Abs. 1 Nr. 4 S. 2 Nr. 3 und 4 EStG bis 
Ende 2030 zu verlängern. Die Dienstwagensteuer soll 
zukünftig darüber hinaus für reine Elektrofahrzeuge bis zu 
einem Preis von 40.000 Euro von 0,5 % auf 0,25 % abge-
senkt werden (Bundesregierung 2019d). 

 

KRITIK 

- Generell ist das Dienstwagenprivileg aus ökolo-
gischer und sozialpolitischer Perspektive kritisch 
zu betrachten. Die bestehende Besteuerung 
vergünstigt die Nutzung eines Dienstwagens 
gegenüber der Nutzung privat angeschaffter 
Fahrzeuge. Diese umweltschädliche Subvention 
hat bei einer privaten Nutzung des Dienstwa-
gens von 60 % einen finanziellen Umfang von 3,1 
Mrd. Euro pro Jahr (UBA 2016). Von dem Privileg 
profitieren ausschließlich Erwerbstätige, wobei 
eine Korrelation zwischen Gehalt und Dienstwa-
gennutzung besteht. Zudem schafft die Rege-
lung Anreize zum Kauf teurer Fahrzeuge und zur 
erhöhten Dienstwagennutzung. Die Nutzung al-
ternativer Verkehrsmittel wird durch das Dienst-
wagenprivileg zudem ökonomisch benachteiligt. 

- Da Dienstwagen einen nicht unwesentlichen Teil 
von Neuzulassungen ausmachen und meist nach 
zwei bis drei Jahren auf den Gebrauchtwagen-
markt kommen, prägen sie die Märkte für Ge-

brauchtfahrzeuge für eine lange Zeit. Finanzielle 
Anreize zum Kauf von Elektrofahrzeugen könnte 
daher generell die Fahrzeugflotte auf den Stra-
ßen entscheidend beeinflussen. Jedoch sollten 
nicht nur Elektrofahrzeuge steuerlich besserge-
stellt werden, sondern technologieunabhängig 
CO2-arme Fahrzeuge gefördert werden.  

 

VERBESSERUNGSPOTENTIALE 

+ Die Dienstwagensteuer sollte technologieneut-
ral nach CO2-Emission gespreizt werden, um 
einen Anreiz zur Nutzung effizienter Fahrzeuge 
zu setzen (siehe z. B. FÖS (2018)). 

+ Generell sollte Steuerneutralität zwischen 
Dienstwagen und privaten Pkw herrschen. Ein 
Dienstwagen sollte steuerlich nicht besserge-
stellt sein als ein privat angeschafftes Fahrzeug. 
Daher sollten Subventionen der Privatnutzung 
von Dienstwagen abgebaut werden, indem eine 
sachgerechte Besteuerung des geldwerten Vor-
teils erfolgt. 

Die Berechnung des geldwerten Vorteils sollte 
sich nach dem Nutzen richten. Der Nutzen eines 
Dienstwagens hängt für den/die Dienstwagen-
fahrer*in in erster Linie von den privat gefahre-
nen Kilometern ab. Daher sollten in die Berech-
nung des geldwerten Vorteils auch die privat 
gefahrenen Kilometer einbezogen werden. Zu-
dem sollte als Bemessungsgrundlage der tat-
sächliche Kaufpreis des Fahrzeugs anstelle des 
Listenpreises gewählt werden, um die Nutzung 
von Gebrauchtwagen attraktiver zu gestalten 
(siehe z.B. FÖS (2012)). 
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5 Erhöhung der Luftverkehrsteuer reicht nicht aus

GESETZENTWURF 

Zum 1. April 2020 soll die Luftverkehrsteuer erhöht wer-
den. Der Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Ände-
rung des Luftverkehrsteuergesetzes (Bundesregierung 
2019e) sieht folgende Erhöhungen der Steuer pro Ticket 
vor: Für Flüge innerhalb Europas werden rund 13 Euro 
fällig, bei Mittelstreckenflüge 33 Euro und bei Fernflügen 
etwa 60 Euro. Zudem soll der Deckel der Einnahmen aus 
Luftverkehrsteuer und Emissionshandel im Luftverkehr 
von 1 Mrd. Euro auf 1,75 Mrd. Euro angehoben werden. 

 

KRITIK 

- Die Erhöhung der Ticketabgabe ist zu gering, 
um eine umweltpolitisch relevante Lenkungswir-
kung zu entfalten.  

- Die Deckelung der Einnahmen aus der Luftver-
kehrsteuer zusammen mit den Einnahmen des 
EU-Emissionshandels im Luftverkehr ist nicht 
sinnvoll. Aufgrund des steigenden Flugverkehrs 
und damit steigender Einnahmen aus der Luft-
verkehrsabgabe müssen die Steuersätze durch 
die Deckelung jedes Jahr gesenkt werden. Zu-
dem vermindert die Kopplung an den Emissi-
onshandel den Anreiz für die Branche Emissio-
nen einzusparen – werden Emissionen nicht re-
duziert, wird einfach die Steuer gesenkt um den 
Deckel nicht zu überschreiten (Klinski/Keimeyer 
2019b). 

- Ein Teil der Einnahmen soll für Subventionen 
von Regionalflughäfen verwendet werden – ei-
ne sehr widersprüchliche Maßnahme, da die 
Steueränderung eigentlich zur Reduzierung des 
Luftverkehrs beitragen soll (Schwarz 2019). 

 

VERBESSERUNGSPOTENTIALE 

+ Der Flugverkehr profitiert von einer Reihe von 
Steuerbefreiungen. Die Gesamtsumme der Sub-
ventionen wird auf mehr als 12 Mrd. Euro ge-
schätzt (siehe Abbildung 4). Dies sollte 
schnellstmöglich verändert werden. Die Mehr-
wertsteuerbefreiung für grenzüberschreiten-
de Flüge sollte beendet werden und eine Be-
steuerung von Kerosin in der Luftfahrt einge-
führt werden. Die europäische Energiesteuer-
richtlinie ermöglicht es den Mitgliedstaaten 
grundsätzlich eine Kerosinsteuer zu erheben. 
Diese Möglichkeit sollte genutzt werden, um zu-
nächst bilaterale Abkommen mit einzelnen Mit-
gliedstaaten zu vereinbaren (Klinski/Keimeyer 
2019b; UBA 2019b). 

Abbildung 4:  Staatliche Subventionen und 
Einnahmen im Vergleich 

 
Quelle: eigene Darstellung auf Grundlage von (BMF 2019; DEHSt 
2019; FÖS 2017)  

 

+ Solange die Steuerbefreiungen weiterhin gelten, 
sollten die Sätze der Luftverkehrsteuer noch 
weiter angehoben werden, um eine relevante 
Lenkungswirkung zu erzielen. Allein um die 
Mehrwertsteuerbefreiung auszugleichen, müss-
te die Steuer das vier- bis neunfache der heuti-
gen Regelung betragen (Klinski/Keimeyer 
2019b). 

Um die Anhebung sozial gerechter und ökolo-
gisch wirksamer auszugestalten, sollte zusätzlich 
zur Staffelung nach Entfernung nach Sitzklas-
sen unterschieden werden. Passagiere, die teu-
rer First oder Business Class fliegen, beanspru-
chen mehr Raum und Gewicht als Economy-
Reisende. Dementsprechend ist ihr Anteil am 
ökologischen Fußabdruck des Flugs höher (FÖS 
2012b). 

+ Artikel 11 Absatz 2 des Luftverkehrsteuergeset-
zes, welcher die Deckelung des jährlichen Luft-
verkehrsteuer-Gesamtbetrags festschreibt, soll-
te gestrichen werden. 

+ Zusätzlich zu der Ticketabgabe sollte auch eine 
Bepreisung der Luftfracht stattfinden, welche 
derzeit noch komplett von der Steuer ausge-
nommen ist (Klinski/Keimeyer 2019b). 
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6 Steuerermäßigung für energetische Gebäudesanierungsmaßnahmen hat 
größeres Potential

GESETZENTWURF 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Umsetzung 
des Klimaschutzprogramms 2030 im Steuerrecht sieht 
die Einführung einer technologieoffenen steuerlichen 
Förderung energetischer Gebäudesanierungsmaß-
nahmen in § 35b EStG vor.  

Bei einem zu eigenen Wohnzwecken genutzten Gebäude 
soll die tarifliche Einkommenssteuer im Kalenderjahr des 
Abschlusses der energetischen Maßnahme sowie im 
darauffolgenden Kalenderjahr um je 7 % (höchstens 
14.000 Euro) bzw. im übernächsten Kalenderjahr um 6 % 
(höchstens 12.000 Euro) der Aufwendungen des Steuer-
pflichtigen gesenkt werden.  

Förderfähig sind Einzelmaßnahmen, welche auch bei der 
KfW-Förderung berücksichtigt werden. Diese beinhalten 
den Einbau energieeffizienter Fenster, die Dämmung von 
Außenwänden, Dächern, Kellern und der Heizungstausch. 
Voraussetzung dabei ist, dass das begünstigte Objekt bei 
der Durchführung der energetischen Maßnahme älter als 
zehn Jahre ist. Zudem kann die Steuerermäßigung nur in 
Anspruch genommen werden, wenn das Gebäude aus-
schließlich zu eigenen Wohnzwecken genutzt wird. Eine 
Doppelförderung von Zuschuss bzw. KfW-Förderung und 
steuerlicher Förderung wird innerhalb des Gesetzent-
wurfs ausgeschlossen (Bundesregierung 2019c). 

 

KRITIK 

- Die Maßnahme könnte grundsätzlich eine sinn-
volle Ergänzung des bestehenden Förderrah-
mens zur Gebäudesanierung darstellen. Positiv 
ist auch die einkommensunabhängige Ausge-
staltung der steuerlichen Förderung anzumer-
ken. Wichtig sind eine zeitnahe Umsetzung so-
wie klare Zielvorgaben bezüglich der erwarteten 
Klimaschutzeinsparungen, um ein späteres 
Nachsteuern zu ermöglichen. 

- Der Entwurf sieht vor die Qualität der energeti-
schen Maßnahmen allein durch Unternehmer-
erklärungen der ausführenden Fachhandwerker 
sicherzustellen. Dies stellt einen grundlegenden 
Unterschied zur KfW-Förderung dar, bei der ein 
Energieeffizienz-Experte die Verantwortung 
übernehmen muss, um unsinnige Maßnahmen 
zu verhindern und optimale Zeitpunkte und 
Kombinationen von Sanierungen zu definieren 
(ifeu 2019). 

- Im Gegensatz zur KfW-Förderung mit gestaffel-
ten Fördersätzen setzt eine pauschale steuerli-

che Förderung keine Anreize zu einer ambitio-
nierten energetischen Sanierung (Verbrau-
cherzentrale NRW e.V. 2019) 

 

VERBESSERUNGSPOTENTIALE 

+ Die Anforderungen an geförderte Einzelmaß-
nahmen sollten dem gleichen technischen Qua-
litätsniveau entsprechen wie bei der bestehen-
den KfW-Förderung. Methodische Grundlagen 
dafür könnte der Sanierungsfahrplan bieten 
(DENEFF 2019; ifeu 2019). 

+ Wie bei der KfW sollten Energieberater bei der 
Durchführung energetischer Maßnahmen mit-
eingebunden werden und standardisierte 
Stichprobenkontrollen eingeführt werden. Bei 
ausgewählten Maßnahmen, die nicht zu Lock-
In-Effekten führen und unter eine bestimmte fi-
nanzielle Grenze (z.B. 1000 Euro Steuerförde-
rung) könnte die Prüfung von Fachunternehmen 
zulässig sein, um Anreize für niederschwellige 
Maßnahmen zu setzen (ifeu 2019).  

+ Die Förderung von Gas- und Ölkesseln sollte 
von der steuerlichen Förderung ausgenom-
men werden um Mitnahmeeffekt zu verhindern 
und Impulse für die Nutzung erneuerbarer Ener-
gien zu setzen (ifeu 2019). 

+ Wie bei der KfW-Förderung könnte eine Staffe-
lung der steuerlichen Förderungen Anreize zu 
energetisch ambitionierteren Sanierungen set-
zen 

+ Die steuerliche Förderung könnte zudem per-
spektivisch auf Gesamtsanierungen auf Effizi-
enzhaus-Niveau sowie auf Modernisierungen 
von vermieteten Wohnraum und Gewerbe-
bauten erweitert werden (DENEFF 2019).  
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